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Noch vor wenigen Jahren war 
Niger für westliche Regierun-

gen vor allem eines: irrelevant. Nur 
Frankreich, die ehemalige Kolonial-
macht, hatte mit dem Uranabbau nen-
nenswerte Interessen in dem Land. 
Heute konkurrieren westliche Ar-
meen in der Hauptstadt Niamey um 
Platz für Militärstützpunkte. 

Weiter nördlich im Lande baut die 
US Air Force mit einer Drohnenbasis 
in Agadez den teuersten Luftwaffen-
stützpunkt ihrer Geschichte; weiter 
östlich fliegt die CIA seit Kurzem von 
der Kleinstadt Dirkou aus ebenfalls 
Drohnen. Französische Soldaten sind 
seit 2014 an der Grenze zu Libyen 
stationiert; ein italienisches Kontin-
gent könnte bald hinzukommen. Au-
ßer den Franzosen bilden auch deut-
sche, belgische und kanadische Solda-
ten die nigrische Armee aus. Die EU 
hat ihre 2012 gegründete Mission zur 
Stärkung der nigrischen Sicherheits-
kräfte seit 2015 massiv aufgestockt 
und neben Niamey auch einen Stütz-
punkt in Agadez aufgebaut.

Zwei Entwicklungen erklären das 
plötzliche Interesse westlicher Mäch-
te an Niger, einem der ärmsten Län-
der der Welt. Erstens: Seit dem Sturz 
Gaddafis in Libyen 2011 und dem Aus-
bruch einer Rebellion im Norden des 
Nachbarlands Mali 2012 hat sich das 
regionale Umfeld Nigers drastisch 
destabilisiert. In Nordmali übernah-
men Dschihadisten die Kontrolle, be-
vor Frankreich 2013 militärisch ein-
griff; gleichzeitig machte die Terror-
gruppe Boko Haram ganze Landstri-
che im Nordosten Nigerias unsicher 
– direkt an der Grenze zu Niger. Seit-
dem hat sich die dschihadistische Mo-
bilisierung in Mali und Burkina Faso 
weiter ausgebreitet und Boko Haram 
agiert mittlerweile auch auf nigri-
schem Staatsgebiet – all das trotz des 
militärischen Eingreifens von Frank-
reich und den USA. Westlichen Regie-
rungschefs gegenüber betont Präsident 
Mahamadou Issoufou, dass Niger eine 
von Konfliktherden umgebene Fes-
tung sei und bleiben müsse – und ist 
damit  offensichtlich erfolgreich.

Europas Wüstenfestung
Niger bekommt viel Aufmerksamkeit des Westens. Doch massives Sicher-
heitsengagement droht das Land zu destabilisieren

Von Dirk Hamann, Wolfram Lacher und Melanie Müller 
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Für den Westen ist 

Niger ein Frontstaat, 

der nicht fallen darf  

Zweitens rückte die zentrale Mit-
telmeerroute – insbesondere Libyen – 
nach dem Flüchtlingsabkommen mit 
der Türkei von 2015 ins Zentrum 
europäischer Bemühungen, sich ge-
gen Flüchtlinge und Migranten abzu-
schotten. Die Zahl der über Libyen 
nach Italien gekommenen Migranten 
stieg 2016 auf ein Rekordhoch; zwei 
Drittel von ihnen hatten zuvor Niger 
durchquert und waren in den meis-
ten Fällen durch Agadez gekommen. 

Im Gegensatz zu Konflikten und 
Dschihadismus in Nachbarländern 
stellte Migration für den nigrischen 
Staat jedoch keine Gefahr, sondern 
eine Einnahmequelle dar. Insbeson-
dere im Norden war das Geschäft mit 
Migranten einer der wenigen florie-
renden Wirtschaftszweige. Zudem 
besserten sich die im Norden statio-
nierten nigrischen Sicherheitskräf-
te mit Wegegeldern auf Migranten-
konvois ihre mageren Gehälter auf – 
obwohl nicht die Durchquerung der 
Republik Niger, sondern nur die ir-
reguläre Grenzüberschreitung nach 
Norden illegal war. Erst als die EU 
im Zuge der „Migrationskrise“ mas-
siven Druck ausübte und attraktive 
Angebote an die nigrische Regierung 
machte, leitete Issoufou eine Kurs-
wende ein. Eine Verhaftungswelle 
traf Fahrer, Vermittler und Hausbe-
sitzer, die im Migrationsgeschäft tä-
tig waren; Hunderte Fahrzeuge wur-
den beschlagnahmt, vor allem in Aga-
dez. Tausende Menschen im Norden 
verloren ihre Existenzgrundlage; Al-
ternativen wurden nicht geschaffen. 

Bei europäischen Regierungen und 
den USA hat Niger seitdem den Ruf, 
der verlässlichste Partner in einer in-
stabilen Region zu sein – ein Front-
staat, der nicht fallen darf. Dement-
sprechend wird die Sicherheitskoope-

ration weiter ausgebaut, und auch der 
starke Anstieg der Budgethilfen und 
Entwicklungszusammenarbeit folgt 
dieser Logik. Deutschland ist einer-
seits Triebkraft hinter dem wachsen-
den europäischen Engagement: Bis 
2020 hat die EU der nigrischen Re-
gierung bereits Projekte 
im Wert von einer Milli-
arde Euro versprochen. 
Andererseits ist Deutsch-
land auch bilateral immer 
präsenter, vor allem durch 
die Ertüchtigungsinitiative der Bun-
deswehr, in deren Rahmen unter an-
derem Hunderte Pick-ups, Motorrä-
der, Tanklastwagen und Satellitente-
lefone geliefert wurden, mit denen die 
nigrischen Sicherheitskräfte Migrati-
on nach Norden stoppen sollen.

Stärkung der Staatsmacht

Die enge Kooperation mit westlichen 
Staaten folgt einem klaren Kalkül: Sie 
stärkt die Verhandlungsposition der 
nigrischen Führung – sowohl nach 
innen als auch nach außen. Präsident 
Issoufou ist unabkömmlich geworden 
für die EU und die USA. Seit 2015 ist 
er ein regelmäßiger Gast in Paris, 
Brüssel oder Berlin. Auch hochrangi-
ge Besuche von europäischen Staats- 
und Regierungschefs haben Issoufous 
politisches Kapital im In- und Aus-
land erhöht. 

Die Staatsführung erhält durch 
die engere politische Zusammenar-
beit – aber auch durch die Ertüchti-
gung des Sicherheitssektors – mehr 
Spielraum im Umgang mit internem 
Dissens. Seit 2017 kam es immer wie-
der zu Demonstrationen gegen die ge-
stiegene Militärpräsenz oder den Bau 
der amerikanischen Drohnenbasis. 
Zahlreiche Demonstranten und Geg-
ner der nigrischen Sicherheits- und 
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Europa will vor allem 

Migration und Terro-

rismus bekämpfen

Migrationskooperation wurden in die-
sem Zusammenhang festgenommen. 
In Agadez grassiert das Misstrauen ge-
genüber der EU-Mission EUCAP Sa-
hel Niger und der US Air Force; loka-
le Gesprächspartner bemängeln, dass 
sich beide gegen die Bevölkerung ab-
schirmten, statt ihr zu helfen. Und das 
nigrische Parlament nimmt seine Kon-
trollfunktion über die Absichten der 
Staatsführung nicht wahr. 

Nigrische Offiziere und Entschei-
dungsträger machen im direkten Ge-
spräch deutlich, dass es sich bei ihrem 
Eingehen auf westliche Sicherheitsin-

teressen um eine bewuss-
te Entscheidung der Re-
gierung handelt, die in 
voller Abwägung der da-
mit verbundenen Folgen 
getroffen wurde. Sie wis-

sen, dass die westliche Militärpräsenz 
unpopulär ist und Futter für Opposi-
tionspolitiker oder islamistische Pre-
diger bietet. Die meisten Gesprächs-
partner in staatlichen Institutionen 
sind mittlerweile geübt im offiziellen 
Diskurs, wonach die Kriminalisie-
rung der Transitmigration im nigri-
schen Interesse lag, da die Transpor-
teure auch in Waffen- oder Drogen-
schmuggel verwickelt gewesen seien 
(eine weitgehend falsche Behaup-
tung) und die Migranten oft in der 
Wüste im Stich gelassen hätten. Doch 
sie sind sich darüber im Klaren, dass 
die Kurswende in der Migrationspoli-
tik einzig und allein auf europäisches 
Betreiben geschah und erhebliches 
politisches Spannungspotenzial birgt.

Erklärtes Ziel westlicher Unter-
stützung im nigrischen Sicherheits-
sektor ist die Stärkung des staatli-
chen Gewaltmonopols gegenüber Ter-
roristen und Schmugglern aller Art. 
Tatsächlich aber greift diese Unter-

stützung tief in die fragilen Arrange-
ments ein, auf denen Staatlichkeit im 
Niger beruht. Dies zeigt das Vorgehen 
gegen die Migration. Es hat insbeson-
dere im Norden des Landes viel Un-
mut ausgelöst. Für junge Tuareg und 
Tubu – zwei Bevölkerungsgruppen, 
aus deren Mitte in den vergangenen 
Jahrzehnten wiederholt Rebellionen 
hervorgegangen sind – war der Trans-
port von Migranten eine der wenigen 
lukrativen Einnahmequellen. 

Seitdem der Migrantentransport 
kriminalisiert wurde, weichen viele 
von ihnen auf abgelegene Routen aus 
und bewaffnen sich, um gegen Pa-
trouillen oder konkurrierende Grup-
pen gewappnet zu sein. Aus einer re-
gulären Tätigkeit sind straff organi-
sierte Netzwerke geworden, die nun 
tatsächlich auch anderen kriminellen 
Aktivitäten nachgehen. Offiziell sind 
die Maßnahmen der Regierung äu-
ßerst erfolgreich: Zwischen 2016 und 
2017 reduzierten sie die Transitmigra-
tion durch Agadez um 75 Prozent; seit-
dem sind die Zahlen weiter gesunken. 
Doch ist unbekannt, wie viele Migran-
ten jetzt fernab staatlicher und inter-
nationaler Augen Niger durchqueren 
– mit erheblich erhöhtem Risiko.    

Mehr noch als über die Krimina-
lisierung des Migrantentransports 
selbst wächst der Groll im Norden 
über die europäischen Gelder und 
Projekte, die für die Region im Aus-
gleich für die verlorenen Einnahmen 
aus der Migration angesetzt wer-
den. Diese Mittel kamen sehr spät 
und blieben weit hinter den Erwar-
tungen zurück. Von den Geldern, so 
hört man oft in Agadez, komme kaum 
etwas bei der Bevölkerung an: „Die 
Regierung steckt das Migrations-
geld in die eigene Tasche.“ So heizt 
der Strukturwandel im Norden des 
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Landes, den die Europäer mit ihrer 
Migrationspolitik betreiben, neue po-
litische Spannungen an. 

Risiken und Nebenwirkungen

Unkalkulierbar sind zudem die Ver-
werfungen, die diese Migrationspoli-
tik im nigrischen Sicherheitsapparat 
nach sich ziehen könnte. Bis 2016 pro-
fitierten Polizei- und Armeeoffiziere 
stark von der Transitmigration, in-
dem sie Transporteure und Migran-
ten an zahlreichen Checkpoints ille-
gal besteuerten. Aufstrebende Offi-
ziere setzten daher ihre Beziehungen 
ein, um einen lukrativen Posten im 
Norden des Landes zu ergattern und 
beteiligten ihre Förderer in Niamey 
an den Einnahmen.

Was macht eine Armee, die seit 
1974 insgesamt viermal und zuletzt 
2010 geputscht hat, wenn solche Pri-
vilegien wegfallen? Ein Parlamenta-
rier aus dem Norden winkt ab: „Kei-
ne Sorge, die Offiziere haben weiter-
hin ihre Einnahmequellen. Zum Bei-

spiel erheben sie Wegzölle auf Benzin 
und Material, das illegal aus Libyen 
kommt, um die Goldminen an der al-
gerischen Grenze zu versorgen.“ 

Dennoch gibt es klare Hinweise 
darauf, dass die Staatsführung sich 
um die Loyalität der Armee sorgt. An-
fang 2018 wurden neun hohe Offizie-
re wegen eines angeblichen Putsch-
versuchs zu mehrjährigen Haftstra-
fen verurteilt; im Dezember wurden 
erneut mehrere Offiziere aufgrund 
dieses Vorwurfs festgenommen. Prä-
sident Issoufou hat in den vergan-
genen Jahren mit französischer Un-
terstützung die Präsidialgarde stark 
ausgebaut – offensichtlich, um ei-
nem Putsch vorzubeugen. Im Ver-
teidigungs- und im Innenministeri-
um weckt das Neid, bemüht man sich 
dort doch zu vermeiden, dass der ra-
sche Anstieg externer Unterstützung 
das interne Kräfteverhältnis zuguns-
ten einer der vier wesentlichen Ak-
teure (Armee, Polizei, Gendarmerie 
und Nationalgarde) verschiebt.
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Kriminelle Netzwerke 

beeinflussen das 

politische Leben

Hinzu kommt, dass externe Akteu-
re mit jeweils unterschiedlichen regi-
onalen Partnern  zusammenarbeiten: 
„Die Amerikaner und Franzosen 
sprechen nicht miteinander. Sie kom-

men zu mir und fragen, 
was der jeweils andere 
macht“, sagt ein einfluss-
reicher ehemaliger Rebel-
lenführer in Agadez. In 
Niamey erzählt ein füh-

render Politiker der Tubu, der im 
Grenzgebiet zu Libyen dominan-
ten Bevölkerungsgruppe, von Versu-
chen italienischer Offiziere, Dutzen-
de Schmugg ler der Tubu als Kollabo-
rateure zu  rekrutieren. 

Wie schnell westliche Militärs 
sich auf diese Weise in lokale Macht-
kämpfe verwickeln lassen können, 
sieht man im Grenzgebiet zu Mali. 
Dort kooperiert das französische 
Militär eng mit zwei malischen Tu-
areg-Milizen, die auch auf der nigri-
schen Seite operieren – ihrer Dar-
stellung zufolge, um gegen Terroris-
ten vorzugehen. Doch Vertreter der 
Bevölkerungsgruppe der Peul in der 
Region erheben schwere Anschuldi-
gungen gegen beide Milizen. Viele der 
Opfer seien Zivilisten, und die Terro-
rismusbekämpfung sei nur ein Vor-
wand für Raubzüge und territoriale 
Expansion auf Kosten der Peul.

Korruption und Drogenhandel

Die Europäer sehen über zwei zen trale 
Aspekte hinweg: Korruption im All-
gemeinen sowie den wachsenden Ein-
fluss von Drogengeldern in Politik und 
Staatsapparat im Besonderen. Beim 
Drogenschmuggel handelt es sich in 
Niger vor allem um marokkanisches 
Haschisch sowie das meist in Indien 
hergestellte Schmerzmittel Tramadol, 
die über die Sahelzone nach Norden 

geschmuggelt werden. Die Unterwan-
derung des Staats- und Sicherheitsap-
parats durch Drogenschmuggler war 
in Mali eine der wichtigsten Ursachen 
für den Verlust staatlicher Kontrolle 
über den Norden des Landes im Jahr 
2012 – zu einer Zeit, als auch größe-
re Mengen südamerikanischen Koka-
ins über Sahel und Sahara ihren Weg 
Richtung Europa fanden. Schon da-
mals sahen viele nigrische Gesprächs-
partner den politischen Einfluss mut-
maßlicher Drogenschmuggler auch in 
ihrem Land als Gefahr. 

Das Problem hat in der Wahrneh-
mung wohlinformierter Beobachter 
immer größere Ausmaße angenom-
men. Eine Reihe weithin bekann-
ter Unternehmer, die über Nacht un-
erklärlicherweise steinreich wur-
den, soll sich durch ihre Beiträge zur 
Wahlkampffinanzierung der Regie-
rungspartei politischen Einfluss und 
einen direkten Draht zum Präsiden-
ten erkauft haben. Im vertraulichen 
Gespräch berichten Offiziere, Politi-
ker und Geschäftsleute von der Ver-
wicklung hoher Amtsträger im Sicher-
heitsapparat in den Drogenschmug-
gel und warnen nachdrücklich vor 
der Infiltrierung des politischen Le-
bens durch kriminelle Netzwerke. 
Ein Beispiel verdeutlicht dies: Im Juni 
2018 waren drei Mitarbeiter des Ge-
heimdienstchefs unter 15 Verdächti-
gen, die im Zusammenhang mit der 
Sicherstellung von zweieinhalb Ton-
nen Haschisch verhaftet wurden. Die 
hochrangigen Drahtzieher, die hinter 
solchen Geschäften vermutet werden, 
konnten der Strafverfolgung bisher 
entgehen.

Westliche Geheimdienste sind sich 
des Problems bewusst. Doch weder 
die Europäer noch die USA themati-
sieren das Problem in ihren Beziehun-
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Zu viel und unkoordi-

nierte Unterstützung 

birgt neue Gefahren

gen mit dem „verlässlichen  Partner“ 
Niger. Es ist zu sensibel, weil es die 
höchsten Ebenen der nigrischen 
 Politik betrifft und die Kooperation 
mit der Regierung gefährden könnte.

Nachhaltigere Ertüchtigung 

Dass Niger – anders als Mali – der 
Destabilisierung seines regionalen 
Umfelds seit 2011 bisher erstaunlich 
gut standgehalten hat, liegt nicht in 
erster Linie an externer Unterstüt-
zung. Im Vergleich zu Mali wurden 
die Rebellen aus dem Norden Nigers 
weitaus effektiver in ein auf natio-
nalen Ausgleich angelegtes Machtge-
füge eingebunden. Zu dieser Einbin-
dung gehörten auch informelle Arran-
gements, die es ehemaligen Rebellen, 
aber auch Offizieren in Armee und 
Sicherheitsapparat erlaubten, von 
Migration und Schmuggel zu profitie-
ren. Der rapide Ausbau westlicher Mi-
litärpräsenz und Unterstützung im Si-
cherheitsbereich destabilisiert solche 
Arrangements. Das heißt nicht, dass 
solche Unterstützung grundsätzlich 
falsch ist: Die Sorge, dass Konflikte in 
Nachbarländern noch stärker auf Ni-
ger übergreifen könnten, ist durchaus 
berechtigt. Doch gibt es mindestens 
zwei Bereiche, in denen Kurskorrek-
turen vorgenommen werden könnten, 
um die Zusammenarbeit mit Niger auf 
eine nachhaltigere Basis zu stellen. 

Erstens sollten die Europäer die 
Ertüchtigung der Sicherheitskräfte 
in Niger an eine umfassende Reform 
des Sicherheitssektors knüpfen. Die-
se sollte sowohl die Streitkräfte als 
auch die Einheiten des Innenministe-

riums einschließen und das Ziel ver-
folgen, die demokratische Kontrol-
le der Sicherheitskräfte zu stärken 
sowie Korruption und organisierte 
Kriminalität in den Fo-
kus ihrer Maßnahmen zu 
rücken. In diesem Zusam-
menhang sollten auch die 
Bedingungen, unter de-
nen die nigrischen Sicher-
heitskräfte arbeiten, verbessert wer-
den, um die Anreize für illegale Ak-
tivitäten zu verringern.

Zweitens sollten die Mitgliedstaa-
ten der EU daran arbeiten, die ver-
schiedenen Maßnahmen im Sicher-
heits-, Migrations- und Entwick-
lungsbereich besser miteinander zu 
koordinieren. Im Zuge ihrer rapide 
expandierenden Aktivitäten drohen 
die USA, die EU und ihre Mitglied-
staaten, mit lokalen Akteuren zusam-
menzuarbeiten, die teils unterschied-
liche Interessen verfolgen. Selbst die 
einzelnen nigrischen Ministerien er-
kennen die Gefahr nicht rechtzeitig, 
da sie häufig durch die pure Anzahl 
von Unterstützungsangeboten über-
fordert sind. Dies könnte lokale Kon-
flikte verstärken oder neue hervorru-
fen sowie die Handlungsfähigkeit der 
nigrischen Regierung in der Schlich-
tung von Konflikten einschränken. 

Auch wenn eine engere Koopera-
tion mit den USA in dieser Hinsicht 
kaum realistisch scheint, so sollten 
sich doch zumindest die Europäer 
um einen kohärenten Ansatz bemü-
hen, der nach der langfristigen Schaf-
fung von Sicherheit und nachhaltiger 
Entwicklung strebt.  
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